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Koalitionsvertrag 

• Mehr Bürgerbeteiligung 

• Mehr direkte Demokratie in Kommunen und Land 

• Eine neue Planungs- und Beteiligungskultur schaffen 

• Geltendes Planungsrecht ausnutzen für mehr Beteiligung 

= Planungsleitfaden 

• Besseres Wahlrecht 
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Aufgaben der Staatsrätin 

• Regierungserklärung:  

Bündelung der Aktivitäten  

der Landesregierung 

• Ressortübergreifend und  

koordinierend über Kabinettsausschuss 

• Beratung anderer Ressorts 
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Bürgerbeteiligung ≠ Direkte Demokratie 
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Warum mehr Partizipation? 

• Optimierung von Entscheidungen 

• Beteiligung im Vorfeld von Entscheidungen erhöht deren 

Akzeptanz, stärkt Zufriedenheit 

• Politikverdrossenheit senken 

• Menschen fordern Transparenz, sind bereit sich zu beteiligen 

und wollen punktuell mitentscheiden 

• Interesse an Gemeinwohl stärken 

• Positive Auswirkung auf Planungsverfahren 

(inhaltlich wie monetär) 
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Probleme und Herausforderungen 

• Bürgerbeteiligung und direkte Demokratie werden vermischt 

• Rahmenbedingungen werden teils nicht akzeptiert 

• Kein Vertrauen in etablierte Entscheidungswege 

• Hohe Erwartungen an Ergebnisse von Bürgerbeteiligung 

• Eigeninteresse vs. Gemeinwohl 

– Mehrheitsentscheidung vs. Minderheiteninteresse 

– Lokale vs. überregionale Interessen (NIMBY) 

• Ressourcenfrage 
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Reformen und Projekte 
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Reform der direkten Demokratie 

Gemeindeordnung 

• 10 auf 7 % beim Bürgerbegehren 

• Frist 12 Wochen 

• Abstimmungsquorum 25 auf 20 % 

• Bauleitplanung  

bürgerentscheidsfähig 

• Detailverbesserungen 

9 



  

Reform der direkten Demokratie 

Volksabstimmung 

• Einführung Volksinitiative 

 

• Volksbegehren: 10 statt 16,6 %  

6 Monate, freie Sammlung 

 

• Zustimmungsquorum:  

33,3 auf 20 % 
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Projekte der Staatsrätin 

• Planungsleitfaden 

• Beteiligungsportal 

• Qualifizierung 

• Forschung 

• Engagement in der Flüchtlingshilfe 
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Planungsleitfaden 

Bürgerbeteiligung bei Großprojekten 

• Früh  Bereits vor Raumordnungsverfahren 

• Verbindlich Behörde muss Ergebnisse würdigen 

• Flexibel  Beteiligungsscoping zu Umfang und Bedarf 

 

Durch Verwaltungsvorschrift bei Landesvorhaben Pflicht, bei 

Dritten Beratung. 

Evaluation von 200 Projekten 
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Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung vor und während der 

Raumplanung und im Zulassungsverfahren 

„frühe Öffentlichkeits-

beteiligung“ durch 

Vorhabenträger; nicht 

bindend 

Status Quo 

Ergänzung 

Vorplanung 

Antragstellung 

Umwelt-Scoping 

§5 UVPG 

Fachgutachten 

* Für das Land als Vorhabenträger verbindlich. Bei Vorhaben 

von Dritten ist das Hinwirken durch die Behörden Pflicht. 

Frühe Öffentlichkeits-

beteiligung  

 

mit Beteiligungs-

Scoping* 

Nicht-förmliche 

Öffentlichkeits-

beteiligung  

 

mit Beteiligungs-

Scoping* 

Raumordnungsverfahren 

Raumordnung, falls 

gesetzlich angeordnet  

(z.B. große 

Einkaufszentren, Straßen, 

Trassen, Kraftwerke 

Wasserbauwerke) 

Verzahnung 

 

kann mit 

Beteiligungs-

Scoping verzahnt 

werden 

Entscheidung 
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Genehmigungs-/Planfeststellungsverfahren 

Status Quo 

Ergänzung 

Vorplanung Realisierung 

* Für das Land als Vorhabenträger verbindlich. Bei Vorhaben 

von Dritten ist das Hinwirken durch die Behörden Pflicht. 

Frühe 

Öffentlichkeits-

beteiligung  

 

mit Beteiligungs-

Scoping* 

Nachlaufende 

Öffentlichkeits-

beteiligung bei 

Landes-

vorhaben   

 

 

Antragstellung Entscheidung 

Planfeststellung 

Planfeststellung 
  

mit förmlicher 

Öffentlichkeits-

beteiligung  

Bauausführung 

Verzahnung 

 

mit früher 

Öffentlichkeits-

beteiligung und nicht 

förmlicher Beteiligung 

(Amtsermittlung, 

Abwägungsrelevanz) 

Nicht-förmliche 

Öffentlichkeits-

beteiligung  

 

mit Beteiligungs-

Scoping* 

Frühe Öffentlichkeits 

beteiligung durch 

Vorhabenträger (Teil 

der behördlichen 

Beratung vor 

Antragstellung nach 

VwVfG) 



• Informationsangebot über Demokratie und Beteiligung 

• Kernfunktionen 

– Kommentierung von 

Gesetzentwürfen 

– Online-Beteiligung zu 

geplanten Vorhaben 

(z.B. Eckpunkte zu 

E-Wärme-Gesetz) 

 

• Ziel: alle Gesetzesvorhaben online kommentierbar 

• Kritisch: Ressourcen 

Beteiligungsportal 
Informieren, Kommentieren, Mitmachen 
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• Fort-und Weiterbildung (FüAk) 

– Pflicht für höheren Dienst 

– Lehrgang für Verwaltung und 

Wirtschaft 

– Studiengängen an den HS 

– Weiterbildung für die Politik  

 

• Weiterbildung in der 

Zivilgesellschaft 

– Projekte bei Landesstiftung, 

Landeszentrale, Jugendverbänden  

 

 

Qualifizierung 
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Forschung 

• Demokratie-Monitor:  

Regelmäßige, repräsentative 

Befragungen der Bevölkerung 

• Wirkungsstudie:  

Zum Verhältnis von  

repräsentativer Demokratie  

und Partizipation 

• MZES-Studie: 

Bürgerbeteiligung und Direkte 

Demokratie in Baden-Württemberg 
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Ergebnisse der Studien 

• Zustimmung zum Instrument Volksabstimmung hoch. 

(Aber kein Gesetzesvorhaben initiieren wollen!) 

• Zustimmung zur S 21-Volksabstimmung hoch. Hohe Akzeptanz. 

• Zufriedenheit mit der Demokratie in BW steigt. 

• Menschen wollen wählen, abstimmen und mitreden. 

• Hohe Zustimmungswerte der Bürger/in zu einer „partizipativen“ 

Demokratie. Entscheider/in legen mehr Wert auf Repräsentation. 

• Direkte, repräsentative und deliberative Formen kannibalisieren sich 

nicht gegenseitig 

• Konflikt zwischen Votum vor Ort und Allgemeinwohl 
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• Engagement trifft Politik. 

• Politik will Engagement ermöglichen. 

• Forum Flüchtlingshilfe mit Internetangebot und Handbuch im 

Sinne einer Unterstützung 

 
Engagement in der Flüchtlingshilfe 
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Die Landesregierung macht Beteiligung! 

• Gesetzgebung (Bürgerentscheide, Wahlalter, Jugendbeteiligung, 

Volksabstimmung Wahlrecht,…) 

• JVA Suchlauf 

• Nationalpark Schwarzwald 

• Modellprojekt BürgerInnenräte 

• Landesengagementstrategie 

• Volksabstimmung S 21, Informationsbroschüre 

• Entwicklungspolitik „Welt:Bürger gefragt!“ 

• Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung beim Integrierten Energie- und 

Klimaschutzkonzept (BEKO) 

• Antragsvoraussetzung für Gemeinschaftsschule 

21 



Vielen Dank für Eure 
 

Aufmerksamkeit! 
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